
Öffentliche Konsultation: 

Tariftreue bei öffentlichen 
Aufträgen des Bundes 
Anlass und Ziel der Konsultation 

Der zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP vereinbarte Koalitionsvertrag „Mehr Fortschritt wagen“ hat das 
Ziel, die Tarifautonomie, die Tarifpartner und die Tarifbindung zu stärken, damit faire Löhne in Deutschland bezahlt wer­
den – dies befördert auch die nötige Lohnangleichung zwischen Ost und West. Zur Stärkung der Tarifbindung, des fairen 
Wettbewerbs und der sozialen Nachhaltigkeit soll die öffentliche Auftragsvergabe des Bundes an die Einhaltung eines 
repräsentativen Tarifvertrages der jeweiligen Branche gebunden werden, wobei die Vergabe auf einer einfachen, unbüro­
kratischen Erklärung beruhen soll. 

Die Landesvergabegesetze einiger Bundesländer machen die Vergabe eines öffentlichen Auftrages bereits von der Ein­
haltung der einschlägigen tarifvertraglichen Standards abhängig. Für die Vergaben des Bundes gibt es bislang keine ent­
sprechenden Vorgaben. Arbeitsbedingungen nach Tarifverträgen sind von nicht tarifvertragsgebundenen Unternehmen 
bei der Ausführung öffentlicher Aufträge des Bundes demnach nur einzuhalten, soweit sie nach dem Tarifvertragsgesetz 
oder dem Arbeitnehmer­Entsendegesetz für allgemeinverbindlich erklärt worden sind. 

Mit der Bundestariftreueregelung will künftig auch der Bund bei der Vergabe seiner öffentlichen Aufträge eine Vorbild­
rolle einnehmen. Durch die Bindung an die Einhaltung eines repräsentativen Tarifvertrags soll sichergestellt werden, 
dass für tarifgebundene und tarifungebundene Unternehmen bei der Vergabe eines öffentlichen Auftrags vergleichbare 
Wettbewerbsbedingungen gelten. Zugleich soll damit gewährleistet werden, dass die an der Ausführung eines öffent­
lichen Auftrags beteiligten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu fairen Standards beschäftigt werden. Gute Arbeits­
bedingungen sind ein wichtiger Baustein für eine sozial nachhaltige Auftragsvergabe und stärken zudem die Qualität der 
erbrachten Leistungen. 

Betroffenen Organisationen, Unternehmen und Verbänden sowie interessierten Bürgerinnen und Bürgern wird im Rah­
men des digitalen öffentlichen Konsultationsverfahrens die Möglichkeit gegeben, ihre Einschätzungen und Ideen früh­
zeitig, transparent und bürokratiearm über das bereitgestellte PDF­Formular einbringen zu können. Die Bundesministeri­
en erhoffen sich durch das Konsultationsverfahren Einblicke in die Bedürfnisse und Meinungen unterschiedlicher Akteure 
zu gewinnen. Die Stakeholder können so die Möglichkeit erhalten, ihr Wissen, ihre Erfahrungen und ihre Erwartungen zu 
teilen und dazu beitragen, dass der Gesetzeszweck effektiv erreicht und den Bedürfnissen der Praxis hinreichend Rech­
nung getragen wird. Die Antworten fießen in die Erarbeitung eines gemeinsamen Gesetzentwurfes durch das Bundes­
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ein. 

Informationen zum Ablauf der Konsultation 

Die Konsultation fndet in einem festgelegten Zeitraum statt. 
Wenn Sie eine Stellungnahme im Rahmen der Konsultation abgeben möchten, senden Sie das ausgefüllte PDF­Formular 
bitte per E­Mail an tariftreue.konsultation_bmwk@bmas.bund.de 
Weiterführende Information fnden Sie auf den Internetseiten www.bmas.bund.de und www.bmwk.bund.de. Bitte beach­
ten Sie die dort hinterlegten Hinweise zur Veröffentlichung von eingesandten Stellungnahmen und zum Datenschutz. 

mailto:tariftreue.konsultation_bmwk%40bmas.bund.de?subject=
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Fragebogen 

Angaben zu Ihrer Person und Organisation 

Name: Vorname: 

Name der Organisation: 

PLZ: Sitz/Wohnort: 

Art der Organisation: 

Fragen 

1. Welche Erwartungen verbinden Sie mit einer Tariftreueregelung für Vergaben des Bundes und welchen Stellen-
wert hat eine solche Regelung bei der Stärkung der Tarifbindung beziehungsweise der Schaffung von Wettbewerbs-
gleichheit zwischen den Bietern?

2. In welchen Branchen bzw. Wirtschaftszweigen halten Sie die Einführung einer Tariftreueregelung für öffentliche
Aufträge des Bundes für besonders geboten?

3. Welche tarifichen Arbeitsbedingungen (zum Beispiel Entlohnung, Arbeitszeit, Urlaubsansprüche) sollte eine
Tariftreueregelung des Bundes nach ihrer Auffassung mindestens umfassen?



 

 

 

 

 

4. Welche praktischen Herausforderungen sehen Sie für die Umsetzung der Tariftreue im Vergabeverfahren und 
welche Vorkehrungen können ergriffen werden, um die Regelung bürokratiearm und praktisch handhabbar zu 
gestalten? 

5. Wie beurteilen Sie vor diesem Hintergrund die Möglichkeit, die Anwendung der Tariftreueregelung erst ab 
einem bestimmten Schwellenwert verbindlich zu machen? Woran sollte sich dieser Schwellenwert Ihres Erachtens 
orientieren? 

6. Welche Möglichkeiten sollen Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer des Bundes erhalten, um nachweisen zu 
können, dass bei der Auftragsausführung die Tariftreue eingehalten wurde? 



7. Welche Elemente einer Tariftreueregelung sind aus Ihrer Sicht von besonderer Bedeutung, um die mit dem Vor-
haben verfolgten Ziele (vor allem Stärkung der Tarifbindung, Verbesserung der Arbeitsbedingungen, fairer Wettbe-
werb) effektiv zu erreichen (Mehrfachnennung möglich)? 

 
 

 Möglichst weiter Anwendungsbereich   

 

 

   

Berücksichtigung bestehender Tarifstrukturen  

Erstreckung der Regelung auf Unterauftragnehmer  

Schaffung zivilrechtlicher Ansprüche zugunsten der Beschäftigten  

Abschreckende Sanktionen und konsequente Kontrollmechanismen  

Sonstiges: 

Begründung: 

8. Welche konkreten Sanktionsmöglichkeiten (zum Beispiel Ausschluss von künftigen Vergaben, Vertragsstrafen, 
Bußgelder) sind nach Ihrer Auffassung geboten, um Verstöße gegen die Tariftreue möglichst effektiv ahnden zu 
können und warum? 

9. Haben Sie noch weitere Anmerkungen zur Tariftreue? 

Vielen Dank für ihre Teilnahme. 


	Name: Fuß
	Frage1: Gleiche Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen; Preisvorteile durch schlechtere Entlohnung oder schlechtere Arbeitsbedingungen, die zu Kosten- und damit Preisvorteilen führten, wären ausgeschlossen. Der Anreiz für Marktteilnehmer, sich Tarifverhandlungen zu verweigern und OT-Mitgliedschaften einzugehen, würde entfallen. Tarifgebundene Unternehmen würden nicht mehr benachteiligt. 
Die Geltungskraft von Tarifverträgen und damit das gesamte Tarifvertragssystem würden gestärkt, da vorhandene Tarifstandards in den betroffenen Branchen abgesichert wären - und in der Folge zu einer Stärkung der Tarifbindung führen. 
In den Vergabebranchen werden Entgelte und Arbeitsbedingungen stabilisiert und verbessert. Damit steigen auch Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen des Staates, Rentenansprüche verbessern sich, Sozialtransfers können entfallen und die Binnennachfrage wird insgesamt gestärkt. 
	Frage2: Relevant ist die Definition des „Öffentlichen Auftraggebers“ des § 99 GWB, zu der auch Sektorenauftraggeber im Sinne von § 100 GWB sowie Konzessionsgeber im Sinne von 101 GWB zählen. Erfasst sein muss die Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen, die Wirtschafts- und Kulturförderung sowie die Vergabe von Forschungsgeldern und Weiterbildungskosten. Zum Anwendungsbereich sollten ausdrücklich auch Unternehmen gehören, an denen der Bund mehrheitlich beteiligt ist beziehungsweise diese finanziell fördert sowie nachgeordnete Behörden des Bundes, Anstalten und Einrichtungen des öffentlichen Rechts. 
Beispielsweise sind das: Mobilfunkfrequenzvergabe, Weiterbildung nach II. und III. Sozialgesetzbuch, Postdienstleistungen, Transport und Logistik/Lagerei, Luftverkehrssicherheit an Flughäfen oder IT-Leistungen.
	Frage3: Anzuwenden ist: mindestens das gesamte Tarifgitter inklusive Zulagen, Zuschläge und Sonderzahlungen sowie Arbeitszeit- und Urlaubsregelungen sowie ggf. im anzuwendenden Tarifvertrag enthaltene Regelungen zur Beschäftigungssicherung und zur Personalüberleitung.  
	PLZ: 10179
	Sitz/Wohnort: Berlin
	Vorname: Markus
	Name der Organisation: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
	Frage6: Wenn über Rechtsverordnung einzuhaltende Tariftreueregelungen in Ausschreibungen - wie oben beschrieben -  festgelegt werden, haben die bietenden Unternehmen Klarheit und Planungssicherheit. Sie müssen sich dann im Verfahren verpflichtend daran halten. Die Tarifgeltung wird somit gestärkt. Ob sich ein Unternehmen an die vertraglichen Bedingungen eines öffentlichen Auftrags hält, kann logischer Weise frühestens zum Zeitpunkt der Ausführung sicher geprüft werden. Diese Überprüfung obliegt dann den entsprechenden Behörden. Und natürlich gehört es zu den originären Aufgaben von Betriebsräten, bestehende Gesetze und deren Einhaltung zu überwachen.
Die Anwendung des sog. PQ-Verfahrens (Präqualifizierungsverfahren), wie in der Baubranche angewendet, wirft bezogen auf eine Tariftreueregelung viele Fragen auf, die gründlich zu erläutern wären.
Die Frage stellen wir dem BMWK und dem BMAS: über welche Möglichkeiten denken Sie nach?
	Frage4: Welcher Tarifvertrag ist Grundlage für Tariftreueregelung und wie wird diese festgelegt: Es werden die maßgeblichen bundesweiten TV  und/oder regionalen Branchentarifverträge oder Haustarifverträge (bei mehreren Standorten) zur Grundlage der Vergabe gemacht. Liegt kein maßgeblicher vor, legt das BMAS einen anderen maßg. TV fest. Ist keiner vorhanden, dann greift ein Vergabe-Mindestlohn (13,50 Euro). Die einzuhaltenden Bestimmungen eines Tarifvertrags werden in einer RVO aufgeführt und sind verpflichtendes Kriterium für die Auftragsvergabe. Das sorgt für Transparenz     und Sicherheit für Vergabestellen und bietende Unternehmen - zudem ist der bürokratische Aufwand gering.
Für den Fall konkurrierender Tarifverträge bildet das BMAS ein beratendes Gremium (Arbeitgeber/ Gewerkschaften/ Kammern). BMAS, BMWK, Vergabestellen und Finanzkontrolle Schwarzarbeit müssen Standards zur 
Umsetzung und Einhaltung entwickeln und gegenüber Unternehmen, Gewerkschaften, Kammern kommunizieren.  


	Frage5: Wenn Schwellenwerte gelten sollen, so ist darauf zu achten, dass  sie für die Anwendung der Tariftreue nicht zu hoch angesetzt werden. In einzelnen Bundesländern gibt es gute Beispiele. So betragen die Schwellenwerte in Brandenburg für Liefer- und Dienstleistungen 5.000 Euro und für Bauleistungen 10.000 Euro. 
	Frage8: Der Haupttragnehmer haftet den eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern von Nachunternehmern und Leiharbeitsfirmen entsprechend § 14 AEntG, § 13 MiLoG dafür, dass ihr Arbeitgeber die Entlohnung nach dem Bundestariftreuegesetz einhält.
Zur Unterbindung von Verstößen gegen die Tariftreue hat der öffentliche Auftraggeber zudem Vertragsstrafen zu vereinbaren. Auch ist dem öffentlichen Auftraggeber das Recht zur außerordentlichen Kündigung in Fällen von Verstößen gegen die vergaberechtlichen Vorschriften einzuräumen.
Hauptauftragnehmer und Nachunternehmer, die die verpflichtenden Kriterien nach der Auftragsvergabe nicht einhalten, können für eine Zeit von bis zu 3 Jahren von der Vergabe ausgeschlossen werden. 
Damit Sanktionen eine abschreckende Wirkung erzielen, ist im Gesetz die Durchführung von regelmäßigen Kontrollen festzulegen, die zudem eine Mindestprüfquote beinhalten sollte. 

	Frage9: Für Nachunternehmer gelten die verpflichtenden Bedingungen ihrer Branche in ihrem vergaberechtlich relevanten Geltungsbereich. Dem öffentlichen Auftraggeber ist Gelegenheit zur Prüfung zu geben, ob ein Nachunternehmer von der öffentlichen Auftragsvergabe ausgeschlossen ist. 

Es ist darauf zu achten, dass Tariftreuevorgaben auch bei Vergaben an Honorarkräfte und Soloselbstständigen gelten. Bei der Vergabe von Aufträgen im Fort- und Weiterbildungsbereich sollten z. B. Honorarkräfte über eine entsprechende Festlegung von Mindesthonoraren vor Niedriglöhnen geschützt werden.

Die bei der Ausführung des öffentlichen Auftrags tätigen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sowie Leiharbeitnehmer und Leiharbeitnehmerinnen haben gegen ihren Arbeitgeber einen eigenen vor den Arbeitsgerichten einklagbaren Anspruch auf Gewährung der einschlägigen vergaberechtsrelevanten Tarifbedingungen; gleiches gilt für arbeitnehmerähnliche Personen.

Die Maßgeblichkeit eines Tarifvertrages richtet sich nach der Bedeutung der tarifschließenden Organisationen (Repräsentativität und Tariffähigkeit der Organisationen, soziale Mächtigkeit und Durchsetzungsfähigkeit insgesamt), Verbreitung und Akzeptanz des Tarifvertrags in seinem Geltungs- und Ausschreibungsbereich. 

Einer Antragstellung der tarifschließenden Parteien zur Aufnahme in die Vergabeverordnung bedarf es nicht.

Es wäre sinnvoll nach 3 Jahren Bundestariftreueregelung eine Evaluierung durchzuführen. 
	Frage7-Begruendung: Bestehende Tarifstrukturen: Ein maßgeblicher Tarifvertrag ist die Grundlage für Tariftreueregelungen. Dazu gehören maßgebliche bundesweite Tarifverträge und/oder regionale Tarifverträge als auch Haustarifverträge, wenn sie an mehreren Standorten gelten. 
	Kontrollkästchen 1: Ja
	Kontrollkästchen 2: Ja
	Kontrollkästchen 3: Ja
	Kontrollkästchen 4: Ja
	Kontrollkästchen 5: Ja
	Kontrollkästchen 6: Off
	Frage7-Sonstiges: 
	Art der Organisation: [Kammer/Verband/NGO/Gewerkschaft]


